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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:   

 

1. Welchen Zeitraum hält der Senat für die Bearbei-

tung von Anträgen auf Erteilung einer Ausnahmegeneh-

migung von der Parkraumbewirtschaftung für die Ertei-

lung oder Verlängerung von Betriebsvignetten für ange-

messen? 

 

Zu 1.: Die Bezirke bearbeiten zügig nach der Reihen-

folge der Eingänge die bei ihnen eingehenden Anträge auf 

Erteilung einer Ausnahmegenehmigung von der Park-

raumbewirtschaftung. Der Zeitraum zwischen Antragstel-

lung und Erteilung des Bescheids kann in Abhängigkeit 

der Gesamtheit der im jeweiligen Ordnungsamt gestellten 

Anträge auf Erteilung oder Verlängerung von Betriebs-

vignetten differieren. 

 

 

2. Ist dem Senat bekannt, dass beispielsweise im Be-

zirk Charlottenburg-Wilmersdorf derzeit Anträge aus 

September 2013 bearbeitet werden, und hält der Senat 

diesen Bearbeitungszeitraum von sechs Monaten für an-

gemessen? 

 

Zu 2.: Der Senat überprüft nicht die Einzelfallbearbei-

tung der Bezirke. Vielmehr tragen die Bezirke die Eigen-

verantwortung für die Einsetzung ihrer personellen und 

sächlichen Ressourcen zur Erfüllung ihrer Aufgaben-

wahrnehmung. 

 

 

3. Sind bereits Schadensersatzansprüche von Gewer-

betreibenden gegen das Land Berlin wegen der Kosten 

der Parkraumbewirtschaftung geltend gemacht worden 

und wie schätzt der Senat die Aussichten etwaiger Scha-

densersatzansprüche ein? 

 

Zu 3.: Da die gestellten Anträge auf Erteilung einer 

Ausnahmegenehmigung von der Parkraumbewirtschaf-

tung von den Beschäftigten der bezirklichen Ordnungs-

ämter nach der Reihenfolge des Eingangs der jeweiligen 

Anträge bearbeitet werden, hat jeder Antragsteller die 

Möglichkeit, über eine frühzeitige Antragstellung und die 

Beachtung der Vollständigkeit der einzureichenden Un-

terlagen steuernd auf den Bearbeitungsprozess Einfluss zu 

nehmen. 

 

Da es keine Rechtsgrundlage gibt, in der eine Frist für 

die abschließende Bearbeitung von Anträgen auf Ertei-

lung einer Ausnahmegenehmigung von der Parkraumbe-

wirtschaftung festgeschrieben ist, können auch keine 

Schadensersatzansprüche wegen einer Frist überschrei-

tenden Vorgangsbearbeitungsdauer geltend gemacht wer-

den. 

 

 

4. Sieht der Senat Handlungsbedarf bezüglich auf die 

Personalsituation der Bezirke? 

 

Zu 4.: Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport be-

reitet im Auftrag der Bezirksstadträterunde vom 13. No-

vember 2013 gemeinsam mit dem Landesamt für Bürger 

und Ordnungsangelegenheiten und den Leitungen der 

Ordnungsämter eine Aufgaben bezogene Untersuchung 

der Leistungsfähigkeit der bezirklichen Ordnungsämter 

vor. In diesem Zusammenhang wird auch der Geschäfts-

prozess zur Erteilung von Ausnahmegenehmigungen von 

der Parkraumbewirtschaftung Beachtung finden. 

 

Im Rahmen ihrer Eigenverantwortung entscheiden die 

Bezirke über den aufgabenbezogenen Einsatz ihrer Be-

schäftigten nach Maßgabe der vorhandenen personellen 

Ressourcen. 

 

 

Berlin, den 27. März 2014 

 

 

In Vertretung 

 

Andreas Statzkowski 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 07. Apr. 2014) 


